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Hanna Suchocka

Die europaische Perspektive Polens

Die noch bis zu den vorgezogenen Parla-
mentswahlen amtierende polnische Mini-
sterprisidentin Hanna Suchocka zeich-
net sich durch klare Vorstellungskraft
und niichtern-pragmatisches Beurtei-
lungsvermogen aus. Mit diesen Eigen-
schaften konnte sie sich in der gegenwér-
tigen innenpolitischen Spannungslage in
Polen nicht halten. Ihr Riicktritt als Mi-
nisterprésidentin ist kein Austritt aus der
Politik. Und das ist gut so, wie ihr durch-
dachtes europiisches Bekenntnis deutlich
macht, das wir hier als Nachdruck des in
Briissel erscheinenden «NATO BRIEF»
Nr. 3/93 veroffentlichen.

Konrad Adenauer hat einmal gesagt, nur
das Bewusstsein, dass die Freiheit Euro-
pas unteilbar ist, werde dem Europage-
danken die notige Dynamik verleihen.
Seit diese Worte ausgesprochen wurden,
sind viele Jahre vergangen, und wir
scheinen nun kurz vor der Verwirkli-
chung eines Europas zu stehen, das frei
und ungeteilt ist. Zurzeit braucht Euro-
pa jedoch neue Anstosse, Energien und
Impulse, damit es die nach dem Ende
des Kommunismus entstandenen Chan-
cen optimal nutzen kann. Die Uberzeu-
gung, dass ein starkes, stabiles und wohl-
habendes Europa ohne eine echte Eini-
gung unseres Kontinents nicht moglich
ist, kann uns die notigen Impulse verlei-
hen.

In den letzten Jahren, d. h. seit dem Ende
des Kalten Krieges und dem endgiiltigen
Zusammenbruch des sogenannten «real-
existierenden» Sozialismus in Mittel- und
Osteuropa, ist ein stabiles und sicheres
Europa in seinen Konturen deutlicher er-
kennbar und die Verwirklichung eines
solchen Europas wahrscheinlicher gewor-
den als je zuvor. Die weltweite Ost-West-
Konfrontation gehort der Vergangenheit
an. Die Bande der Zusammenarbeit und
der Partnerschaft zwischen den verschie-
denen Ldndern unseres Kontinents wer-
den wiederhergestellt und verstédrkt. Die
neuen Gegebenheiten bringen jedoch
auch neue Herausforderungen mit sich,
denen wir uns stellen miissen. Diese Her-
ausforderungen sind anderer Art als die,
mit denen wir vor 10 oder 20 Jahren kon-
frontiert waren. Paradoxerweise hat der
Zusammenbruch des Totalitarismus zu
zahlreichen Entwicklungen und Proble-
men gefiithrt, die schon iiberwunden zu
sein schienen.

Mehr Zusammenhalt in Europa

Trotz der Massnahmen der Volkerge-
meinschaft, einschliesslich der Schritte
der KSZE und der Vereinten Nationen,
geht der grausame Krieg im ehemaligen
Jugoslawien noch immer weiter. Der
Konflikt in der Republik Moldau ist
noch nicht beigelegt, und gleichzeitig
kdmpft man im gesamten Gebiet der
Gemeinschaft Unabhdngiger Staaten
mit unzidhligen Schwierigkeiten. In ver-
schiedenen Teilen Europas, nicht nur in
Mittel- und Osteuropa, haben sich Na-
tionalismus, Fremdenhass und Intole-
ranz als reale Gefahren fiir die Men-
schenrechte und die politische Stabilitét
ausgebreitet.

Die derzeitige Sicherheitslage in Europa
weist aber auch eindeutig positive Ele-
mente auf: die zunehmende politische
Homogenitdt Europas; die Entwicklung
des KSZE-Prozesses; die Tendenzen zur
Zusammenarbeit zwischen verschiede-
nen europdischen und transatlantischen
Strukturen und Organisationen sowie
die sich herausbildende neue militdri-
sche Ordnung unter den KSZE-Staaten.
Diese neue politische und militdrische
Konfiguration ist sowohl in bezug auf
die Geschichte Europas als auch weltge-
schichtlich gesehen einzigartig. Wir ha-
ben diese Chance bekommen, und Polen
ist entschlossen, sie in unserem gemein-
samen Interesse zu nutzen.

Das Atlantische Biindnis ist das wichtig-
ste Element des neuen européischen Si-
cherheitssystems. Es ist ein Stiitzpfeiler
der Sicherheit und Stabilitdt in Europa,
und diese wichtige Rolle, die sich aus
den folgenden besonderen Kennzeichen
der NATO ergibt, wird es auch in Zu-
kunft spielen; zu diesen Kennzeichen
zdhlen

— das integrierte Verteidigungssystem
des Biindnisses,

— die transatlantische Partnerschaft
zwischen Europa und Nordamerika,

— seine militdrische Stdrke und seine
Féhigkeit zur Anpassung an neue in-
ternationale Gegebenheiten.

Die polnische Regierung ist der Uber-
zeugung, dal Europa und Nordamerika
als eine zusammenhédngende Sicher-
heitszone zu betrachten sind. Folglich
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zdhlen die Prasenz der Vereinigten Staa-
ten in Europa und ihre europdischen
Verpflichtungen zu den Grundvorausset-
zungen fiir die Sicherheit und Stabilitét
auf diesem Kontinent. Die Sicherheit
Europas sollte sich auf die vorhandenen
Strukturen stiitzen, die pragmatisch ent-
wickelt und an das sich dndernde Um-
feld angepasst worden sind. Jede dieser
Strukturen hat ihre eigenen Potentiale
und Arbeitsgebiete. Wir wollen dafir
sorgen, daf sie sich besser gegenseitig
ergdnzen und stirker auf Zusammenar-
beit ausgerichtet sind, und wir konnen
feststellen, dass auch andere unseren
Standpunkt teilen.

Die Sicherheitspolitik Polens ist un-
trennbar mit den europdischen und
transatlantischen Sicherheitsfragen so-
wie mit den derzeitigen Entwicklungen
in unserer eigenen Region verbunden.

Fortsetzung Seite 4
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Europa hat sich in den letzten vier Jah-

ren tiefgreifend verdndert. Es gibt kei-
nen besseren Gradmesser als Polen, um
sich das Ausmass dieser Verdnderungen
vor Augen zu fiihren. Polen ist wahr-
scheinlich das einzige Land der Welt, in
dessen Nachbarstaaten sich ausnahmslos
ein grundlegender Wandel vollzogen
hat. Gute Beziehungen zu allen Nach-
barn zéhlen somit zu den hochsten Prio-
ritdten der polnischen Aussenpolitik.

Die russischen Streitkrifte ziehen der-
zeit vereinbarungsgemiss aus Polen ‘ab,
und dieser Prozess wird in letzter Zeit
beschleunigt. Wir sehen, dass der Abzug
schneller durchgefithrt und bis Ende
1993 abgeschlossen werden konnte.

Die Integration in die EG

In den Augen der polnischen Regierung
besteht das Kriterium, nach dem wir un-
seren politischen Kurs festlegen, einzig
und allein in der Frage, was den polni-
schen Interessen am besten dient. Wir
treten nun in die ndchste Phase unserer
Reformen ein; wir wollen noch in die-
sem Jahrzehnt auf den Weg des Wirt-
schaftswachstums gelangen; wir wollen
unsere Demokratie stdrken und eine en-
gere Einbindung in Europa erreichen,
wozu auch die Vollmitgliedschaft Polens
in den Europdischen Gemeinschaften
zdhlt. Wir mochten ein demokratisches,
stabiles, sicheres und wohlhabendes Po-
len, ein Land, das die den Romischen
Vertrigen zugrundeliegenden Werte un-
eingeschridnkt achtet. Aus dieser Per-
spektive ist unser Beitritt zur EG zu be-
werten.

Die Integration Mittel- und Osteuropas
in die Europédischen Gemeinschaften be-
deutet weit mehr als eine blosse Er-
weiterung der EG um einige neue Mit-
glieder. Der Zusammenbruch des Kom-
munismus und die Beseitigung des Ei-
sernen Vorhangs miissen zu den drama-
tischsten und weitreichendsten Ereignis-
sen dieses Jahrhunderts gerechnet wer-
den. Wir leben nun in einem neuen, ver-
dnderten Europa. Meiner Meinung nach
ist die vor uns liegende Aufgabe schwie-
riger, als sie zu sein scheint, selbst wenn
sie auch enorme Chancen mit sich ge-
bracht hat. Unsere Aufgabe besteht dar-
in, ein neues, geeintes Europa zu schaf-
fen, das den kiihnen Ideen Schumans,
Monnets und Adenauers gerecht wird.
Wir konnen darauf hoffen, einen Wirt-
schaftsaufschwung in ganz Europa und
einen gemeinsamen Markt zu erreichen,
der den freien Verkehr von Personen,
Waren und Dienstleistungen ermdglicht.
Die mit der EG und der EFTA ge-
schlossenen Vertrdge sind nicht nur fir
Mittel- und Osteuropa wichtig, sondern
auch fiir Europa insgesamt von zentraler
Bedeutung. Trotzdem bilden sie ledig-
lich den Anfang eines Prozesses, in des-
sen Verlauf die auf unserem Kontinent
bestehenden realen Trennmauern besei-
tigt werden konnen.

Wir wussten von Anfang an, dass die
Einbindung in die EG ein recht langwie-
riger Prozess sein wiirde. Die EG, die
EFTA und die neuen europdischen De-
mokratien haben genau das gleiche lang-
fristige Ziel: einen demokratischen, sta-
bilen und wirtschaftlich starken Konti-
nent. Problematisch wird es, wenn man
iber die Mittel zur Erreichung dieses

 einen demokra
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Landwirtschaft: Diametral
entgegengesetzte Interes-
sen.

haufen scheinen,
durfen uns nicht

Zieles spricht. An diesem Punkt schei-
nen unsere Interessen manchmal entge-
gengesetzt zu sein.

Zundcht einmal miissen alle ehemals
kommunistischen Staaten die zentral
gesteuerten Kontrollmechanismen ih-
rer Wirtschaft abbauen. Der Aufbau
neuer, wirtschaftlich verniinftiger Insti-
tutionen wird mehrere Jahre dauern. In
der Zwischenzeit werden unsere Produ-
zenten dann mit einer hochentwickel-
ten, wenn nicht sogar iiberentwickelten
EG-Biirokratie und verschiedenen Me-
chanismen zum Schutz der Mirkte, die
sehr wenig mit Freihandel zu tun ha-
ben, konfrontiert sein — ganz zu
schweigen von Anschuldigungen wegen
tatsdchlicher oder mutmasslicher Dum-
ping-Methoden.

Zweitens leidet die EG unter einer Ver-
schlechterung der Wirtschaftslage. Dies
ist nicht nur an sich sehr bedauerlich,
sondern konnte auch gravierende Fol-
gen fiir den Zugang unserer Erzeugnisse
zu den EG-Mirkten haben. In allen
postkommunistischen Staaten ist die
Wirtschaft drastisch geschrumpft, weil
wir damit aufhoren mussten, Waren her-
zustellen, die allen Regeln der Wirt-
schaft und des gesunden Menschenver-
stands widersprechen. Daher ist unsere
Handelsbilanz mit der EG vorerst noch
negativ, womit also ein offensichtlicher
Fall von entgegengesetzten Interessen
vorliegt.

Drittens hat die EG ihre gemeinsame
Agrarpolitik, deren Kosten so hoch sind,
dass kein mitteleuropdisches Land je-
mals in der Lage sein wird, diesen Me-
chanismus einzufiihren, denn das wire
angesichts unserer Finanzknappheit und
der grossen Zahl der Landwirte unmog-
lich. Zur Umstrukturierung unserer
Landwirtschaft brauchen wir aber einen
guten Zugang zu den Mirkten der EG.
Somit stehen wir vor einem weiteren of-
fensichtlichen Fall von diametral entge-
gengesetzten Interessen.

Man konnte ferner hinzufiigen, dass die
EG sehr um die Wahrung ihrer sozialen
Errungenschaften bemiiht ist, was dem
freien Zustrom von Biirgern aus den
postkommunistischen Staaten entgegen-
steht und eine recht kostspielige Angele-
genheit darstellt. Dariiber hinaus erken-
ne ich einen Widerspruch zwischen der
Effizienz der Gemeinschaft und ihren
Aussichten auf Erweiterung. Probleme,
Fragen und Vorbehalte, die sich nun zu
hdufen scheinen, diirfen uns nicht die
Chance zu strategischem Denken neh-
men. Unsere Zukunft liegt in einem ge-
meinsamen Europa, das dank seiner in-
tegrierten Politik und seiner integrierten
Strukturen die Dilemmata einer sich dn-
dernden Welt besser bewiltigen und alle
durch diese Verdnderungen entstehen-
den Chancen optimal nutzen kann.
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Mehir regionale Initiativen

Polen strebt nicht nach einer sofortigen
EG-Mitgliedschaft. Wir erwarten auch
keine Sondermassnahmen. Wir wollen
jedoch als echter Partner und kiinftiger
Mitgliedstaat behandelt werden. Je mehr
dies nun geschieht, desto weniger wird
nach unserem Beitritt zu regeln sein.

Wir meinen, dass die Sicherheit und die
Stabilitdt Europas auch durch regionale
Initiativen gestdrkt werden sollten. Die
Zusammenarbeit zwischen Polen, der
Tschechischen und der Slowakischen
Republik sowie Ungarn ist fiir Polen
nach wie vor die wichtigste regionale In-
itiative. Die Fortschritte Polens und an-
derer Staaten Mittel- und Osteuropas
auf dem Weg zur Marktwirtschaft und zu
einer demokratischen Staatsordnung
bieten die Grundlage fiir die Beseitigung
der Uberreste des alten Systems, das die
internationalen Wirtschaftsbeziehungen
stark beeintrichtigte.

Die Schranken, die zwischen den Lén-
dern unserer Region bestanden, werden
nun abgebaut. Dies wurde auch dadurch
deutlich, dass die Unterzeichner des
Ubereinkommens von Visegrad die erste
Freihandelszone in diesem Teil Europas,
ndmlich die sogenannte CEFTA, ge-
griindet haben. Wir alle wissen, dass die
Zusammenarbeit zwischen unseren Lén-
dern nicht nur im politischen und wirt-
schaftlichen Bereich, sondern auch bei
Sicherheitsfragen zunehmen sollte.

Die Beziehungen zur NATO

Als Polen begann, die Demokratie ein-
zufithren und eine Marktwirtschaft auf-
zubauen, erklérte es, dass es sich die po-
litischen Ziele der NATO zu eigen ma-
che. Polen ist daran gelegen, dass sich
die NATO fiir die Sicherheit und Stabili-
tdt Mitteleuropas einsetzt und unsere
Region als zusammenhidngende Sicher-
heitszone behandelt wird.

Wir wissen durchaus zu schitzen, dass
sich die Position des Biindnisses beziig-
lich der Note und Probleme der neuen
Demokratien  weiterentwickelt  hat.
Dies ist fiir uns von grosster Bedeutung.
Aus unserer Sicht ist die Griindung des
Nordatlantischen Kooperationsrates
(NAKR) von besonderem Wert, aber
die polnische Regierung mochte auch,
dass aus dem NAKR ein Forum wird, in
dem sich die Lander Mittel- und Osteu-
ropas an der Debatte iiber die Zukunft
der NATO und die Zukunft der euro-
pédischen Sicherheit beteiligen kdnnen.

Bei der Entwicklung unserer Beziehun-
gen zur NATO messen wir der Zusam-
menarbeit mit den NAKR grosse Be-
deutung bei. Wir schitzen die Moglich-
keiten zum konkreten Dialog und zur

Wir betrachten
_ unsere Beziehun:

gen zur NATO als
dynamischen Pro-
76s5.

praktischen Zusammenarbeit in diesem
Forum, das auch fiir die im Hoheitsge-
biet der ehemaligen Sowjetunion entste-
henden neuen Staaten von Wert sein
konnte.

Wir wiirden es begriissen, wenn dieser
Dialog zu grosserer Sicherheit fiir Polen
fiihren konnte. Obwohl Polen nun so-
wohl innen- als auch aussenpolitisch be-
trachtet ein sicheres Land ist, besteht
das Ziel der polnischen Regierung ndm-
lich darin, fiir Polen selbst wie auch fiir
andere europdische Staaten eine umfas-
sendere Form von Sicherheit zu errei-
chen. Wir erwarten dass die NATO im
Laufe der Zeit weitere und zunehmend
bedeutendere Verpflichtungen im Hin-
blick auf die Tschechische und die Slo-
wakische Republik, Ungarn und Polen
eingeht — Verpflichtungen, die schliess-
lich zur Integration dieser Staaten in das
atlantische - Sicherheitssystem  fiihren
werden.

Dartiber hinaus mochte ich die Bedeu-
tung der bilateralen Beziehungen zwi-
schen Polen und dem Atlantischen
Biindnis hervorheben. In den Jahren un-
serer bisherigen Kontakte haben wir auf
verschiedenen politischen, wissenschaft-
lichen und wirtschaftlichen Gebieten ei-
nen hohen Grad an Partnerschaft und
Zusammenarbeit erreichen sowie einen
umfassenden Dialog fithren kdnnen.

Auch zwischen dem polnischen Parla-
ment und der Nordatlantischen Ver-
sammlung sind gute Kontakte auf der
Arbeitsebene entwickelt worden. Diese
Vielfalt der Verbindungen ist ausseror-
dentlich hilfreich, wenn wir bedenken,
welche Sicherheitsanliegen Polen hat
und wie sehr wir entschlossen sind, alles
in unseren Kréften Stehende zu tun, um
in Europa eine neue, dauerhafte Frie-
densordnung zu schaffen.

Wir betrachten unsere Beziehungen zur
NATO als dynamischen Prozess. Ich bin
davon iiberzeugt dass es keinen Grund
zu der Annahme gibt, der derzeitige
Stand der Kontakte sei bereits die End-
stufe. Wir wollen diesen Prozess auch
dadurch weiterentwickeln, dass wir neue
Elemente einbringen und neue Méglich-
keiten aufzeigen, wobei wir stets unser
strategisches Ziel im Auge behalten,
ndmlich die Vollmitgliedschaft im Atlan-
tischen Biindnis.

Heute ist die einst mit dem Isolationis-
mus verbundene Stabilitdt nicht mehr
vorhanden, aber der Isolationismus an
sich gehort noch nicht der Vergangen-
heit an. Die kithne Vision Schumans und
Monnets ist nicht durch ebenso kiithne
Angebote an die neuen Demokratien in
Mittel- und Osteuropa erweitert worden.
Die halbherzige Reaktion der EG auf
unsere Ziele und Bedurfnisse ist der Be-
weis dafiir.

Europa: gemeinsam planen, handeln

Dass uns eine richtungweisende Vision
der neuen europdischen Ordnung fehlt,
behindert die Entwicklung Europas und
stellt eine Gefahrenquelle dar, denn
zum erstenmal in der Geschichte unse-
res Kontinents bekennen sich so viele
Nationen zu Freiheit und Demokratie.
Alle Europder sind mit den gleichen
Verénderungen und Gefahren konfron-
tiert, so dass wir unsere Chancen nur
optimal nutzen koénnen, wenn wir ge-
meinsam handeln und planen. Getrennt
werden wir die Probleme nie losen. Es
ist gefdhrlich naiv, davon auszugehen,
dass sich Westeuropa von den Proble-
men, die nach dem Zusammenbruch des
Kommunismus entstanden sind, durch
einen Cordon sanitaire abgrenzen konn-
te.

Je cher dieser neue Isolationismus der
Zeit nach dem Kalten Krieg tiberwun-
den wird, desto besser ist dies fiir uns
alle, fiir Europa und fiir die Welt insge-
samt. Die Dimensionen der Herausfor-
derungen, die vor uns liegen, verlangen
gemeinsames Handeln. Die Umstinde
zwingen West-, Mittel- und Osteuropa,
ihre Massnahmen aufeinander abzustim-
men, noch bevor die férmliche Integra-
tion der politischen und wirtschaftlichen
Strukturen abgeschlossen ist.

Politiker begegnen neuen Zeiten héufig
mit Angst, weil solche Zeiten Mut und
Weitsicht verlangen. Wenn wir die aus
dem Sturz des Kommunismus entstande-
ne Euphorie nicht ungenutzt verstrei-
chen lassen wollen, miissen wir weiter
voranschreiten. Die meisten wollen ein
Europa mit weniger Schranken; wir diir-
fen uns nicht durch unsere Angste oder
durch Gleichgiiltigkeit entmutigen las-
sen.

Jeder muss erkennen, dass die Freiheit,
die Stabilitit und der Wohlstand von
Léindern, die iiber so viele Jahre hinweg
das Experiment des Kommunismus
durchgefithrt haben, im Interesse aller
demokratischen Staaten liegt. ]

5

zeitbild 17 ® 93  19-august-1993



	Die europäische Perspektive Polens

